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 „Innenministerium belügt die Bürger“ 

Gewerkschaften kündigen Widerstand gegen Sparpolitik an / „Kriegserklärung an die innere Sicherheit“ 

Von Peter Tiede 

Potsdam - Brandenburgs Polizeigewerkschaften haben gestern dem Innenministerium vorgeworfen, die Bürger systematisch über die Auswirkungen der Sparpolitik zu belügen. Das vom Innenministerium an die Gewerkschaften, Behördenleiter, den Personalrat und den Landtag verschickte „Diskussionspapier“ zu den Einsparungen im Polizeibereich sei „eine glatte Kriegserklärung an die innere Sicherheit“, sagte der Landeschef der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Frank Domanski, gestern den PNN. 

Die Behauptung des Ministeriums, die Einsparung von 910 Stellen bei der Polizei im Land werde nicht zu einer Verringerung der Polizeistreifen führen, bezeichnete sowohl die Gewerkschaft der Polizei (GdP) als auch die DPolG gegenüber den PNN als „glatte Lüge“. Beide reagierten auf Äußerungen von Innen-Staatssekretär Eike Lancelle. Der hatte gegenüber den PNN gesagt: „Der Bürger wird von den Stellenstreichungen nichts spüren.“ 

Die Ankündigung von Lancelle, bei den Rationalisierungsplänen auch verstärkt auf technische Neuerungen zu setzen, bewerteten die Gewerkschaften als Täuschungsmanöver. „Das Innenministerium belügt die Bürger und will ihnen vorgaukeln, dass Personalkürzungen durch neue Technik kompensiert werden können“, so DPolG-Landeschef Domanski. Der Landesvorsitzende der GdP, Andreas Schuster, wurde noch drastischer: „Das ist eine Verarschung der Leute.“ 

Die DPolG hat unterdessen die GdP und den Bund Deutscher Kriminalbeamter (BDK) angeschrieben, um gemeinsam Aktionen gegen die Sparpläne von Innenminister Jörg Schönbohm (CDU) abzustimmen. Der BDK habe bereits seine Zusammenarbeit zugesagt, so Domanski. Sollte das Ministerium bei seiner internen Liste mit „Sparoptionen“ bleiben, worin unter anderem der Abbau von 20 bis 25 Prozent der Beamten im Streifen- und Wachdienst, die Schließung von drei Wachen sowie Stellenstreichungen bei der Autobahnpolizei erwogen werden, werde es massiven Widerstand geben. Denkbar seien Demonstrationen vor Landtag und Ministerium, landesweite Aufklärungsstände für die Bürger, Anzeigenkampagnen sowie Unterschriftensammlungen. Domanski: „Wenn es der Minister nicht macht, dann klären wir eben die Bürger auf.“ 

Einigen der technischen Neuerungen, die das Ministerium im Diskussionspapier vorgeschlagen hat, stehen die Gewerkschaften positiv gegenüber, andere beklagen sie als Placebos. Das neue „Vorgangsbearbeitungssystem“ hätten die Gewerkschaften ohnehin schon lange gefordert. Doch führe es nicht zu Personaleinsparungen. Das bargeldlose Zahlungssystem, über das Verwarngelder vor Ort mit Scheckkarte gezahlt werden können, müsse auch von einem Beamten bedient werden und verursache zusätzliche Betriebskosten. „Der einzige Vorteil ist, dass die Strafen gleich vor Ort bezahlt werden und dann keine Widersprüche mehr seitens der Bürger möglich sind, das senkt die Verwaltungskosten und erhöht die Einnahmen“, so Schuster. 

Kritisch sehen Domanski und Schuster auch das von Lancelle angekündigte automatische „Kfz-Erfassungssystem“ für den Berliner Ring. Damit soll etwa bei Ringfahndungen nach schweren Straftaten der Personaleinsatz verringert und elektronisch gezielt nach Fahrzeugen gesucht werden. „Das wird nicht kommen, es gibt dafür zu viele rechtliche Hindernisse“, meinte Schuster. Außerdem gebe es in Brandenburg nur bis zu zehn solcher Fahndungen im Jahr. „Da ist der Aufwand größer, als der Nutzen“, meinte Domanski. Lakonisch merkte er an: „Das System setzt fast zwingend voraus, dass der Täter auch die Autobahn benutzt.“

